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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Um den Strafjustizbehörden eine korrekte Urteilsfassung zu ermöglichen, soll das
Verwertungsverbot von bereits gelöschten Strafregistereinträgen zu bedingt
ausgesprochenen Freiheitsstrafen aufgehoben werden. Diese Änderung des
Strafregistergesetzes gegen die „blinden“ Richter forderte eine Motion Bischof (cvp,
SO), die der Ständerat an den ebenfalls zustimmenden Nationalrat überwies. 1

MOTION
DATUM: 24.11.2014
NADJA ACKERMANN

Die Motion Bischof (cvp, SO) zum Thema Löschungsfristen für Strafregistereinträge
wurde im Frühjahr 2016 von beiden Räten abgeschrieben, nachdem die Anliegen des
Vorstosses in die Totalrevision des Strafregistergesetzes miteinbezogen worden
waren. 2

MOTION
DATUM: 15.03.2016
KARIN FRICK

Privatrecht

Der Bericht in Erfüllung des Postulats «Dem Schuldnertourismus einen Riegel
schieben» (Po. 12.3957) habe aufgezeigt, dass es für eine schweizweite
Betreibungsauskunft keine einfache Lösung gebe, weshalb ein schrittweises Vorgehen
gegen den Missbrauch von Betreibungsregisterauszügen angezeigt sei. So begründete
die RK-SR ihre einstimmige Unterstützung der Motion Candinas (cvp, GR), mit welcher
der Bündner CVP-Nationalrat forderte, dass Betreibungsämter vor der Ausstellung
eines Betreibungsregisterauszuges zwingend eine Wohnsitzüberprüfung vornehmen
müssen. Auch wenn das Problem des «Schuldnertourismus», d.h. des Aufbesserns der
persönlichen Zahlungsbilanz durch einen Wohnsitzwechsel, damit nicht aus der Welt
geschafft werde, sei die Motion ein Schritt in die richtige Richtung, appellierte
Kommissionssprecher Beat Rieder (cvp, VS) an das Ständeratsplenum. Auch
Justizministerin Karin Keller-Sutter plädierte für die Annahme der Motion. Im
Nationalrat, der die Motion im Herbst 2017 gleichwohl gutgeheissen hatte, hatte der
Bundesrat den Vorstoss noch abgelehnt, im Lichte der Erkenntnisse aus dem
erwähnten Postulatsbericht seine Meinung dann aber geändert. Der Ständerat nahm die
Motion im Sommer 2019 stillschweigend an. 3

MOTION
DATUM: 19.06.2019
KARIN FRICK

Mittels Motion wollte damals noch CVP-Nationalrat Martin Candinas (heute mitte, GR)
den Bundesrat damit beauftragen, die gesetzliche Grundlage zu schaffen, dass bei
einem Wohnortwechsel die bisherigen betreibungsregisterrechtlichen Daten dem neu
zuständigen Betreibungsamt mitgeteilt werden müssen. Mit der gegenwärtigen
Gesetzeslage bestehe das Problem, dass durch einen Wohnortwechsel ein «sauberer
Betreibungsregisterauszug» geschaffen werden könne, da relevante Daten nicht an den
neuen Meldeort weitergegeben würden. Dies eröffne ein Fenster für Missbrauch,
welches durch die Gesetzesänderung geschlossen werden könne, so die Begründung
des Motionärs. Mit dem Argument, dass er eine nationale Betreibungsauskunft bereits
im Rahmen eines Berichts zur Erfüllung eines Postulats Candinas (Po. 12.3957)
umfassend geprüft und daraus geschlossen habe, dass der dazu notwendige
administrative Zusatzaufwand nicht vertretbar sei, beantragte der Bundesrat die
Ablehnung der Motion. Massnahmen gegen den sogenannten «Schuldnertourismus»
seien zudem bereits in Bewegung: Die Vernehmlassung für einen neuen nationalen
Adressdienst des BFS wurde durch den Bundesrat im August 2019 eröffnet, und das
Parlament habe darüber hinaus im Sommer eine Motion Candinas (Mo. 16.3335) für eine
obligatorische Wohnsitzüberprüfung durch Betreibungsämter angenommen. Der
Nationalrat nahm die Motion entgegen dem Antrag des Bundesrats in der Herbstsession
2021 mit 177 zu 10 Stimmen bei 6 Enthaltungen diskussionslos an. 4

MOTION
DATUM: 30.09.2021
CATALINA SCHMID
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Datenschutz und Statistik

In der digital vernetzten Welt, in der wir leben, müsse auch die öffentliche Verwaltung
die Chancen der Digitalisierung nutzen und Doppelspurigkeiten bei der Datenerhebung
beseitigen, forderte die FDP-Fraktion in einer Motion. Unternehmen sollen von
Statistik- und Kontrollaufwand entlastet werden, indem sie nicht die gleichen
Informationen an verschiedene Behörden liefern müssen. Aus diesem Grund soll der
Bundesrat dafür sorgen, dass die Koordination zwischen dem Bundesamt für Statistik
und den anderen Bundesämtern sowie Kantons- und Gemeindebehörden verbessert
wird. In seiner Stellungnahme erachtete der Bundesrat die Stossrichtung der Motion als
mit den Zielen der Strategie Digitale Schweiz und der E-Government-Strategie
vereinbar. Er teile das Anliegen, den Aufwand bei der Abwicklung von
Behördengeschäften zu reduzieren, und beantragte die Motion folglich zur Annahme.
Nachdem die Motion vom Nationalrat im März 2017 diskussionslos angenommen worden
war, stimmte ihr im Sommer auch der Ständerat auf Antrag seiner einstimmigen WBK
stillschweigend zu. 5

MOTION
DATUM: 13.06.2017
KARIN FRICK

Kriminalität

Eine knappe Mehrheit von 97 zu 94 Nationalratsmitgliedern unterstützte in der
Herbstsession 2019 das Anliegen einer Motion Quadranti (bdp, ZH), dass der Bund
«hate crimes» aufgrund der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentität, des
Geschlechtsausdrucks oder von Geschlechtsmerkmalen statistisch erfassen sollte.
Solche Daten böten die Grundlage zur Problemlösung und könnten Ansatzpunkte für die
Prävention aufzeigen, argumentierte Quadranti. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der
Motion beantragt. Er befürchtete eine ungenügende Datenqualität, denn die Angabe
des Tatmotivs erfolge in der polizeilichen Kriminalstatistik nur auf freiwilliger Basis. Mit
der Einführung eines Straftatbestands für Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung würde die Erfassung in der polizeilichen Kriminalstatistik – wie für alle
Straftatbestände des StGB – ohnehin obligatorisch werden. Im Falle der Ablehnung
anlässlich des bevorstehenden Referendums könnte sich der Bundesrat hingegen eher
Umfragen bei den betroffenen Gruppen vorstellen, erklärte Innenminister Alain Berset,
von denen er sich aussagekräftigere Resultate verspreche als von der Erfassung durch
die Polizei. Die grosse Kammer folgte indes mehrheitlich dem Aufruf Quadrantis, einen
Schritt zu tun, um die «Problemdimension sichtbar» zu machen. 6

MOTION
DATUM: 26.09.2019
KARIN FRICK

Die schweizweite statistische Erfassung von «hate crimes» aufgrund der sexuellen
Orientierung, der Geschlechtsidentität, des Geschlechtsausdrucks oder von
Geschlechtsmerkmalen könnte Ansatzpunkte für die Prävention aufzeigen und würde
generell die Diskriminierung dieser Gruppe thematisieren, argumentierte die
ständerätliche WBK, die ihrem Rat die Annahme der entsprechenden Motion Quadranti
(bdp, ZH) beantragte. In der Frühjahrssession 2020 folgte die Ratsmehrheit jedoch
einem Einzelantrag Hefti (fdp, GL) und lehnte den Vorstoss mit 21 zu 18 Stimmen bei
einer Enthaltung ab. Die Gegnerschaft der Motion erachtete die geforderte Statistik in
der vorgeschlagenen Form im Hinblick auf die Datenqualität als problematisch, da sie
aus Polizeirapporten zusammengestellt würde und nicht wie die polizeiliche
Kriminalstatistik aus Anzeigen aufgrund des Strafgesetzbuches. Innenminister Alain
Berset versicherte, der Bundesrat werde beim Thema «hate crimes» nicht untätig
bleiben, und wies darauf hin, dass es der in der Volksabstimmung vom Februar 2020
angenommene Artikel 262bis StGB (Verbot der Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung) möglich mache, auch diesen Tatbestand in der polizeilichen
Kriminalstatistik zu erfassen. Dies war zum Zeitpunkt der Einreichung der Motion noch
nicht möglich gewesen, weswegen die Motion eine Statistik basierend auf
Polizeirapporten vorgeschlagen hatte. 7

MOTION
DATUM: 10.03.2020
KARIN FRICK
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftsordnung

Eine Motion Giezendanner (svp, AG) forderte 2015 die Befreiung der Unternehmen vom
Statistikaufwand und wollte Betriebe mit weniger als 50 Mitarbeitenden von den
entsprechenden durch das Bundesamt für Statistik (BFS) erteilten Aufgaben befreit
sehen. Eine ansonsten gleichlautende Motion Schibli (svp, ZH) forderte überdies eine
Prüfung der Entlastungsmöglichkeiten von grösseren Unternehmen im Bereich der
Statistik. Der Bundesrat gab in seiner Antwort zu bedenken, dass mit dem geforderten
Mindestkriterium von 50 Beschäftigten 98 Prozent der Unternehmen und 44 Prozent
der Beschäftigten nicht mehr statistisch erfasst würden und damit diese Informationen
auch nicht mehr in die politischen Entscheidungsprozesse einfliessen könnten. Der
Nationalrat stimmte den Vorstössen, die in der Herbstsession 2015 im Rahmen einer
dringlichen Interpellation zur Frankenstärke behandelt wurden, bei jeweils einer
Enthaltung deutlich mit 119 zu 66 Stimmen bzw. 118 zu 67 Stimmen zu. SVP, FDP, CVP
und BDP votierten für, SP, GLP und die Grünen gegen die Motionen. Anders fiel das
Resultat im Ständerat aus. Die kleine Kammer folgte im März 2016 bei zwei Enthaltungen
mit 30 zu 11 Stimmen der vorberatendenen Kommission für Wissenschaft, Bildung und
Kultur (WBK-SR), die die beiden Geschäfte bei einer Enthaltung einstimmig zur
Ablehnung empfohlen hatte. In der Debatte brachte Ständerat Föhn (svp, SZ) sein
Erstaunen darüber zum Ausdruck, dass die beiden Motionen nicht von der Kommission
für Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR) behandelt worden waren. Die wirtschaftlichen
Aspekte der Vorlagen seien so in der Vorberatung zu wenig stark berücksichtigt worden,
monierte der Schwyzer Standesvertreter. 8

MOTION
DATUM: 23.09.2015
DAVID ZUMBACH

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Mit einer Motion wollte Nationalrat Vollmer (sp, BE) den Bundesrat beauftragen, die
statistische Erhebung über die Erwerbstätigkeit und die Erwerbslosigkeit
aussagekräftiger zu machen und Daten bereitzustellen, die international vergleichbar
sind. Der Bundesrat erinnerte daran, dass 1991 mit SAKE erstmals eine
Stichprobenerhebung nach den Standards von IAO, OECD und EG durchgeführt worden
war. Die in der Motion geforderte vierteljährliche Erhebung dieser Daten dürfte sich in
den neunziger Jahren europaweit durchsetzen. Sie wirft momentan jedoch noch eine
Reihe von konzeptionellen, finanziellen und personellen Fragen auf, weshalb der
Bundesrat mit Erfolg Umwandlung in ein Postulat beantragte. 9

MOTION
DATUM: 09.10.1992
MARIANNE BENTELI

Mittels einer Motion wollte Franz Grüter (svp, LU) den Bundesrat beauftragen, die Zahl
der ausgesteuerten Arbeitnehmenden in die Arbeitslosenstatistik aufzunehmen.
Aktuell seien Arbeitslose, die nach Ablauf der 18 Monate, in denen sie Arbeitslosengeld
erhalten, keine Stelle gefunden haben, nämlich nicht in der Arbeitslosenstatistik
vertreten. Diese unterschätze deswegen die Arbeitslosenzahl und sei nicht vollständig,
so Grüter.
Im Rahmen der Debatte im Nationalrat im März 2020 machte Barbara Gysi (sp, SG)
darauf aufmerksam, dass auch andere Gruppierungen, die Erwerb oder Arbeit suchen,
in der Arbeitslosenstatistik nicht erschienen – sie spezifizierte jedoch nicht, welche
Gruppen. Sie betonte, dass die sozialdemokratische Fraktion bereit sei, die Motion zu
unterstützen, falls auch diese Gruppierungen in die Formulierung aufgenommen
würden und die Arbeitslosenstatistik somit zu einer Erwerbslosenstatistik verbreitert
würde, was der Motionär gerne annahm. Der Bundesrat hingegen beantragte die
Ablehnung der Motion. Die Arbeitslosenversicherung sei eine «Registerstatistik», in
welche nur diejenigen Personen aufgenommen würden, die sich bei einem RAV
anmeldeten – folglich könne sie monatlich erstellt werden. Der Nationalrat sprach sich
jedoch mit 141 zu 39 Stimmen für Annahme der Motion aus. Nur die FDP.Liberalen-
Fraktion und die Mitte-Fraktion unterstützten das Anliegen nicht. 10

MOTION
DATUM: 05.03.2018
GIADA GIANOLA
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Mittels einer Motion wollte Hans Wicki (fdp, NW) den Bundesrat beauftragen, die
Erhebungen für die Stellenmeldepflicht durch die ALV und das BFS qualitativ zu
verbessern, damit Arbeitnehmende mit unterschiedlichen Qualitätsniveaus
differenziert in ihren Berufsarten erfasst werden. Begründet wurde das Anliegen mit
der unpräzisen Erfassung der Berufsbezeichnungen in der Selbstdeklaration der
Arbeitslosenzahlenerhebung des SECO und der Strukturerhebung des BFS. Dies führe
dazu, dass Berufe mit Fachkräftemangel teilweise unter die Stellenmeldepflicht fielen.
In seiner Stellungnahme erklärte der Bundesrat, dass sowohl das BFS als auch die ALV
seit 2020 die Schweizer Berufsnomenklatur CH-ISCO-19, die bis zu 600 verschiedene
Berufsarten unterscheidet, verwenden. Für die Einteilung zu einem
Qualifikationsniveau seien aber nicht nur die formalen Kriterien massgeblich, sondern
auch die Arbeitserfahrung. Er sah aus diesen Gründen keinen Bedarf, die beiden
Erhebungen zu verbessern, und empfahl, die Motion abzulehnen. Ende September 2021
zog Motionär Wicki seinen Vorstoss zurück. 11

MOTION
DATUM: 10.06.2021
GIADA GIANOLA

Der Ständerat beschäftigte sich im Rahmen der Herbstsession 2021 mit der Motion
Grüter (svp, LU), die den Bundesrat beauftragen wollte, die Zahl der ausgesteuerten
Arbeitnehmenden in die Arbeitslosenstatistik aufzunehmen. Die dafür zuständige SGK-
SR beantragte mit 7 zu 4 Stimmen (bei 1 Enthaltung), die Motion abzulehnen.
Kommissionssprecher Peter Hegglin (mitte, ZG) erklärte, dass eine Aufnahme der
Ausgesteuerten in die Statistik deren weitere Anmeldung beim RAV notwendig machen
würde. Zudem wäre durch eine solche Änderung die zeitliche Kontinuität der Statistik
nicht mehr gewährleistet. Der Ständerat lehnte die Motion stillschweigend ab, womit
das Geschäft erledigt war. 12

MOTION
DATUM: 29.09.2021
GIADA GIANOLA

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Le Conseil national a adopté par 122 voix contre 60 une motion Wehrli (pdc, SZ)
chargeant le Conseil fédéral d’élaborer une loi visant à autoriser les assurances sociales
à accéder aux registres de personnes permettant de vérifier l’existence d’une
personne et la situation légale de son séjour en Suisse. Le Conseil fédéral a estimé que
le critère déterminant dans les assurances sociales est l’assujettissement à celles-ci et
non pas le statut de l’assuré au regard de la législation sur les étrangers. Par ailleurs, il a
considéré qu’au vu de la répartition des tâches entre Confédération et cantons ainsi
que du principe de légitimité, la séparation des missions policières et d’assurances
sociales doit être maintenue afin de protéger le citoyen contre une ingérence étatique
non prévue. Finalement, il a jugé cette adaptation inutile car le droit en vigueur permet
de garantir l’exactitude et l’exhaustivité des données concernées. La gauche a rejeté le
texte en bloc. 13

MOTION
DATUM: 28.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Rahmen der Behandlung der 11. AHV-Revision überwies der Nationalrat zwei
Vorstösse seiner SGK. Ein Postulat lud den Bundesrat ein (Po. 00.3183), einen Bericht
auszuarbeiten, der die kurz- (2010), mittel- (2015) und langfristigen (2050) Perspektiven
der Alterssicherung in der Schweiz darlegt. Da der Bundesrat bereits Vorarbeiten in
diese Richtung unternommen hat, war er bereit, den Vorstoss entgegen zu nehmen.
Anders verhielt es sich mit einer von der Kommission einstimmig verabschiedeten
Motion, die vom Bundesrat verlangte, die Mittel zur Erhebung der für die künftige
Führung und Ausrichtung der Sozialversicherungen unerlässlichen gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und demographischen Daten bereit zu stellen. Der Bundesrat teilte
zwar grundsätzlich die Ansicht, dass die statistische Datenlage zur Altersvorsorge
zurzeit nicht ausreicht und deshalb ausgebaut werden sollte, verwies aber auf die
fehlenden Ressourcen, weshalb er Überweisung als Postulat beantragte. Da die
Kommission an einem verbindlichen Auftrag festhielt, lenkte Bundesrätin Dreifuss mit
Seitenblick auf kommende Budgetdebatten ein, worauf die Motion oppositionslos
angenommen wurde. 14

MOTION
DATUM: 09.05.2001
MARIANNE BENTELI
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Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Le Conseil des États a accepté, en septembre 2020, une motion de la socialiste Eva
Herzog (ps, BS), qui demandait que toutes les statistiques et études de la
Confédération soient attentives aux différences entre les deux sexes. Elle cite par
exemple le chômage, dont les causes et conséquences varient de manière importante
entre les sexes, ce qui n'est que trop peu souvent pris en compte selon elle. L'objet a
été accepté par 27 voix contre 15, sans abstention. 15

MOTION
DATUM: 24.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Nachdem der Ständerat sich bereits in der Herbstsession 2020 dafür ausgesprochen
hatte, stimmte auch der Nationalrat in der Frühjahrssession 2021 einer Motion Herzog
(sp, BS) zu, die die Aufschlüsselung massgeblicher Statistiken nach Geschlecht
verlangte, um etwa die Datengrundlage zu geschlechterspezifischen
volkswirtschaftlichen Auswirkungen oder medizinischen Diagnosen zu verbessern. Die
grosse Kammer fasste ihren Beschluss mit 115 zu 69 Stimmen auf Anraten einer grossen
Kommissionsmehrheit. Auch die Kommissionsminderheit um Diana Gutjahr (svp, TG)
betrachtete die diesbezüglich geplante Verbesserung der Datengrundlage als sinnvoll,
sprach sich jedoch aus Gründen des bürokratischen Aufwands gegen eine generelle
Pflicht zur Aufschlüsselung der Daten nach Geschlecht aus, womit sie die Meinung des
Bundesrates stützte. In seinem Votum plädierte Bundesrat Berset (sp) denn auch dafür,
bei der Umsetzung der Motion seinen eigenen, im Rahmen der Begründung zur Motion
gemachten Vorschlag einer Fall-zu-Fall-Prüfung zu berücksichtigen, der eine
Aufschlüsselung nur dann vorsehen würde, wenn diese notwendig und zielführend
wäre. 16

MOTION
DATUM: 03.03.2021
MARLÈNE GERBER

Menschen mit Behinderungen

Gegen den Willen des Bundesrates, der Umwandlung in ein Postulat beantragte, nahm
der Nationalrat eine Motion seiner Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit
(SGK) an, welche die Landesregierung beauftragt, durch die Bundesämter für
Sozialversicherung und Statistik und in Koordination mit dem NFP 8 („Behinderte
Menschen in der Schweiz“) den Aufbau einer schweizerischen Behindertenstatistik in
die Wege zu leiten, welche die persönliche und finanzielle Situation der Invaliden in
allen Sozialversicherungszweigen und in der Sozialfürsorge berücksichtigt. 17

MOTION
DATUM: 04.03.1999
MARIANNE BENTELI

En mars 2017, le conseil des Etats a accepté une motion du sénateur Eder (plr, ZG), qui
souhaitait la mise à disposition des cantons et de l'OFS des statistiques dans le
domaine de l'intégration des personnes handicapées. Cette mesure permettrait, selon
de libéral-radical, une meilleure vision d'ensemble des prestations, indispensables
selon lui à une politique nationale en faveur des handicapés. Le Conseil fédéral s'était
opposé à la motion, arguant que la compétence en matière d'institutions pour
personnes handicapées est du ressort des cantons. De plus, selon les sept sages, les
besoins actuels de la Confédération en matière de données sur la loi fédérale sur
l'assurance invalidité sont couverts. Un dernier argument est celui du poids financier
d'une telle mesure, qui serait trop important. Le résultat du vote a été serré, l'objet
n'ayant passé la rampe qu'à 19 voix contre 16 avec 5 abstentions. 18

MOTION
DATUM: 07.03.2017
SOPHIE GUIGNARD
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